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Zusammenfassung der Information:

Der Stadtentwicklungs- und Bauausschuss und der Gemeinderat nehmen die Information
zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betragin Euro:
Ausgaben / Gesamtkosten:
o keine

Einnahmen:
e keine

Finanzierung:
o keine

Folgekosten:
o keine

Zusammenfassung der Begriindung:

Die Berichterstattung erfolgtin Form eines regelmafigen mindlichen Berichts im
Arbeitsiiberblick des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses.
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Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom
17.11.2020

14.1

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 17.11.2020

Neubau Ankunftszentrum Wolfsgarten- RegelméaBige Berichterstattung iiber den
aktuellen Planungsstand
Informationsvorlage 0232/2020/1V

Erster Blirgermeister Odszuck eréffnet den Tagesordnungspunkt. Um tagesaktuell tiber
den aktuellen Planungsstand zur Verlagerung des Ankunftszentrums berichten zu kénnen,
sei ein mundlicher Berichtim Arbeitsiiberblick vorgesehen. Falls gewlinscht kdnne
zusatzlich, wie heute geschehen, eine Tischvorlage erstellt werden.

Stadtrat Cofie-Nunoo meldet sich zu Wort. Er bedankt sich fur die Tischvorlage und stellt
den Sachantrag seiner Partei Biindnis 90 Die Griinen:

Zusatzlich zur monatlichen Berichterstattung als miindlicher Bericht im Arbeitsiiberblick
des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses wird den Stadtrat*innen mindestens einmal
pro Monat der aktuelle Stand der Planungen zur “Verlagerung des Ankunftszentrums”
schriftlich vorgelegt.

Er gratuliere der Initiative, zum erfolgreichen Biirgerbegehren. Eine Initiative sei fiir die
Losung der Standortfrage nicht verantwortlich, die Mitglieder des Gemeinderates als
gewahlte Vertreterinnen und Vertreter sehr wohl. Er appelliere an die Anwesenden,
gemeinsam zu liberlegen, ob man eine Losung finden kdnne, bei der man einen Konsens
erreichen konne. Die jetzt vorliegenden Informationen seien dazu sehr wichtig. Sie boten
die Mdglichkeit, Gerlichten und Fehlinformationen entgegen zu treten.

Das Ankunftszentrum sei eine Teillosung fiir 1.200 bis 1.500 Menschen. Ein weiterer
Standort miisse als regionale Losung gefunden werden, er fordere, aktiv auf die
Nachbargemeinden zuzugehen, auch wenn dies eigentlich Aufgabe des Landes sei.

Der Gemeinderat habe mit groBer Mehrheit beschlossen, das Ankunftszentrum aus Patrick
Henry Village zu verlagern, daran halte man fest. Es misse dringend bezahlbarer
Wohnraum geschaffen werden. Wolle man in Patrick Henry Village ein Ankunftszentrum
bauen, werde ein grofier Teil dieser Flache dafiir benotigt. Es sei keinesfalls
flachensparender moglich als in den Wolfsgarten. Die vorhandenen Gebaude zu nutzen,
wiirde diesen Flachenbedarf noch vergrofiern, die Unterbringung in den
Bestandsgebauden sei aber auch unter Pandemieverhaltnissen besonders problematisch.

Das Ankunftszentrum solle in modularer Bauweise konzipiert sein, um damit moglichst
flachensparend und effizient in den funktionalen Ablaufen zu sein. Bevor man einen
Standort ablehne, miissten grundsatzliche Fragen beantwortet sein, darum komme man
standortunabhangig nicht herum.
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Die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen habe den Nachweis von Ausgleichsflachen fiir die
Bebauung der Wolfsgarten gefordert. Es sei baurechtlich sicher ausreichend, wenn diese
zum Baubeginn gefunden seien, politisch sei dies zum Zeitpunkt der abschliefenden
Standortentscheidung erforderlich. Positiv seien die in der Tischvorlage geschilderten
verkehrlichen Mdglichkeiten, Anbindung an die FuBgangerbriicke und Querungshilfen.

Erster Biirgermeister Odszuck merkt an, dass das Land ca. 3.500 Menschenim Norden
Baden-Wiirttembergs in einem Erstankunftszentrum unterbringen wolle, dies miisse
allerdings nicht zwingend vollumfanglich in Heidelberg gewahrleistet werden. Fiir 1.500
Menschenim Regelbetrieb seider Standort Wolfsgarten flachentechnisch ausreichend.
Der landwirtschaftliche Ausgleich fiir die betroffenen Agrarwirte sei vertraglich
ausgefiihrt. Er bitte um Verstandnis dafiir, dass die laufenden Grundstiicksgeschafte, die
das Land tatige, um Ausgleichsflachen fir den Ersatz der landschaftlichen Flachen tGber 8
ha zu schaffen, vertraulich seien und erst veraffentlicht werden kénnten, wenn sie
abgeschlossen worden sind.

Auch die Vorlage eines konkreten Zeitplans sei schwierig, da es sich um ein
Landesbauvorhaben handle. Das Land selbst wisse noch nicht, wie die Entwicklung sein
solle und konne daher selbst noch keine aktuellen Aussagen treffen. Die Stadt habe dem
Land denVorschlag unterbreitet einen Generaliibernehmervertrag zu konzipieren, bei
dem ein Privatinvestor, der zuvor im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens den
Zuschlag erhalten habe,im Namen des Landes investiere und baue. Im vorgeschalteten
Wettbewerb wiirde sich ein Investor zusammen mit einem Architekten mit einem
konkreten Entwurfsvorschlag bewerben. Im Gegenzug zum Zuschlag miisse sich das Land
zur Zahlung verpflichten. Dies werde vom Finanzministerium gepriift. Der friihestmogliche
Landeshaushalt fiir die Bereitstellung von Planungsmitteln sei der Doppelhaushalt
2022/2023. Somit werde frithestens im Jahr 2023 ein Bauplan fiir das Projekt erstellt sein.
Die Haushaltsmittel fiir den Bau wiirden vermutlich erst im Doppelhaushalt 2024/2025
oder dem darauffolgenden Haushalt eingestellt. Falls das Land dem Vorschlag der Stadt
folge, konne sich der Zeitplan auf ca. 4 bis 5 Jahre bis zur Baufertigstellung verkiirzen.

Sein Anliegen sei, in Patrick Henry Village so viel bezahlbaren Wohnraum zu schaffen wie
nur moglich und das Ankunftszentrum zu verlagern. Die Stadt solle eher noch auf das
Ankunftszentrum verzichten und stattdessen die Anschlussunterbringung und
Integrationsleistung fur gefliichtete Menschen leisten, weil darin ihre Starke liege und dies
auch sehr gut im Patrick Henry Village umsetzbar sei. Er bitte darum sich das aktuell
grofte stadtebauliche Entwicklungsprojekt nicht durch das Ankunftszentrum torpedieren
zu lassen.
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In der nachfolgenden Aussprache melden sich zu Wort:

Stadtrat Lachenauer, Herr Petri (Vertreter des mbr), Stadtrat Zieger, Stadtrat Leuzinger,

Stadtrat Bartesch, Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz:

Der Antrag der Griinen erhalte Unterstitzung und man begriifie die durch die
Tischvorlage vorgelegte Informationsiibermittlung sehr.

Die 16 Stadtrate, die sich beim Bilirgerbegehren engagiert hatten, wiirden darum
gebeten, Alternativen zu dem Standort Wolfsgarten vorzulegen.

Der Migrationsbeirat habe sich mit der Thematik beschaftigt, sei jedoch nicht zu einer
einstimmigen Ubereinkunft gekommen, da der Kenntnisstand dafiir noch nicht
ausgereicht habe. Die Tischvorlage der Verwaltung werde dankbar angenommen und
es werde darum gebeten alle Informationen, die nicht vertraulich behandelt werden
mussten, zligig zur Verfligung zu stellen, um Geriichten und daraus entstehenden
falschen Annahmen vorzubeugen.

Es werde angezweifelt, dass das Biirgerbegehren die Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum auf dem Patrick Henry Village verhindern werde.

Der Standort Wolfsgarten sei fur ein Ankunftszentrum ungeeignet.

Es werde in Frage gestellt, dass es Aufgabe der Initiative des Blirgerbegehrens oder
des Gemeinderates sei, einen Alternativstandort zu suchen. Hier seidas Land in die
Pflicht zu nehmen.

Die Frage, der sich jetzt der Gemeinderat stellen miisse, sei: ,Nehmen wir die
Entscheidung des Biirgerbegehrens an und verwerfen wir den Standort Wolfsgarten
oder lassen wir den Blirgerentscheid Anfang nachsten Jahres von der gesamten
Stadtgesellschaft entscheiden.”

Ein Ankunftszentrum in Heidelberg werde grundsatzlich abgelehnt. Welches Interesse
habe die Stadt am Ausgang der Landes- und Bundestagswahlen?

Der Entscheidung, dass die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) auf dem
Patrick Henry Village selbst Flachen entwickeln méchte, wo doch gleichzeitig die Stadt
und das Land Flachen fiir ein Ankunftszentrum suche, halte man fiir duflerst
fragwirdig. In diesem Zusammenhang stelle sich die Frage inwieweit die BImA den
dynamischen Masterplan der Stadt unterstiitzen werde.

Die Ziele der Initiative seien die Ablehnung des Standortes Wolfsgarten aus
verschiedenen Griinden, den Verbleib des Ankunftszentrums im Patrick Henry Village
und den Verzicht auf Versiegelung zusatzlicher Flachen. Diesbeziiglich lagen der Stadt
Antrdge zur Anderung des Masterplans vor, mit denen sie sich nun auseinander
setzten misse.
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Stadtrat Zieger stellt den Sachantrag:

Der Gemeinderat sowie die Stadt befiirworten den Wunsch des Landes die Offiziersvillen
auf dem Patrick Henry Village fir Gefliichtete in Risikogruppen bereit zu stellen.

Erster Blirgermeister Odszuck merkt an, die BImA sei Eigentiimerin der Flachen. Sie wolle
die Offiziersvillen nicht zur Zwischennutzung fur Gefliichtete in Risikogruppen zur
Verfiigung stellen, da sie mit den Gebauden eigene Plane verfolge. Aus diesem Grund sehe
er diesen Antrag als wenig sinnstiftend, da die Eigentiimerin bereits rechtmafig autonom
Uber die Nutzung der Offiziersvillen entschieden habe.

Er berichtet, dass der dynamische Masterplan auf groles Wohlwohlen vonseiten der BImA
stoBBe. Die BImA habe entschieden, den Masterplan auf den Flachen B3 und B4 umzusetzen.
Jedoch behalte sie sich vor, auch selbst Flachen innerhalb des Patrick Henry Village zu
entwickeln, wobei sie sich bereits der Idee gegentiber gedffnet habe, einzelne Grundstiicke
einer Baugruppe zur Entwicklung bereitzustellen. Die Entwicklung wiirde die BIMA gerne
partnerschaftlich mit der Stadt in Angriff nehmen.

Zuder Aussage, die Wolfsgarten seien kein geeigneter Standort, bitte er um stichhaltige
Argumente, die dies belegten. Die Stadt habe ihrerseits bewiesen, dass ein
Ankunftszentrum sich nicht in den dynamischen Masterplan des Patrick Henry Village
einfigen konne. Der Gemeinderat habe sich dafir entschieden, dass eine Versiegelung von
Flachen vertretbar sei, soweit geeignete Ausgleichflachen zur Verfligung gestellt werden.
Dies seimomentan die Sachlage.

Als nichstes stellt Erster Biirgermeister Odszuck den Sachantrag der Fraktion Biindnis
90/Die Griinen zur Abstimmung:

Zusatzlich zur monatlichen Berichterstattung als miindlicher Bericht im Arbeitsiiberblick
des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses wird den Stadtrat*innen mindestens einmal
pro Monat der aktuelle Stand der Planungen zur “Verlagerung des Ankunftszentrums”
schriftlich vorgelegt.

Abstimmungsergebnis: angenommen mit 08:03:00 Stimmen

Nachfolgend stellt Erster Birgermeister Odszuck den Sachantrag der Fraktion Die
Linke zur Abstimmung:

Der Gemeinderat sowie die Stadt beflirworten dem Wunsch des Landes die Offiziersvillen
auf dem Patrick Henry Village fur Gefliichtete in Risikogruppen bereit zu stellen.

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 02:06:02 Stimmen
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Es ergeht somit folgende Beschlussempfehlung:

Zusatzlich zur monatlichen Berichterstattung als mindlicher Bericht im
Arbeitsiberblick des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses wird den
Stadtrat*innen mindestens einmal pro Monat der aktuelle Stand der Planungen zur
“Verlagerung des Ankunftszentrums” schriftlich vorgelegt.

gezeichnet
Jirgen Odszuck
Erster Blrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschlussempfehlung

Drucksache:

0232/2020/1V

00316632.doc



Sitzu
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ng des Gemeinderates vom 17.12.2020

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 17.12.2020

Neubau Ankunftszentrum Wolfsgarten
- RegelmaBige Berichterstattung liber den aktuellen Planungsstand
Informationsvorlage 0232/2020/

Oberbiirgermeister Prof. Dr. Wirzner verweist auf den Arbeitsauftrag aus dem
vorangegangenen Stadtentwicklungs- und Bauausschuss vom 17.November 2020.

Stadtrat Cofie-Nunoo bedankt sich fiir die schriftliche Ausarbeitung zum aktuellen
Planungsstand. Gleichzeit kritisiert er jedoch, dass die Informationen beziiglich der
Ausgleichsflachen noch nicht ausreichend seien und weiterer Klarung bediirften.

Folgender Arbeitsauftrag aus dem Stadtentwicklungs- und Bauausschussvom 17.
November 2020 wird Gbernommen:

Zusatzlich zur monatlichen Berichterstattung als mindlicher Bericht im
Arbeitsiberblick des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses wird den
Stadtrat*innen mindestens einmal pro Monat der aktuelle Stand der Planungen zur
“Verlagerung des Ankunftszentrums” schriftlich vorgelegt.

gezeichnet
Prof. Dr. Eckart Wiirzner
Oberbiirgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Begriindung:

1. Regelmalige Berichterstattung

In seiner Sitzung vom 18.06.2020 (0048/2020/BV) hat der Gemeinderat der Verlagerung des
Ankunftszentrums auf das Areal Wolfsgarten unter klaren Bedingungen zugestimmt und die
Verwaltung beauftragt mit dem Land Baden-Wiirttemberg die Planungen zu konkretisieren.

Mit Antrag vom 29.09.2020 hat die Gemeinderatsfraktion Biindnis 90/Die Griinen die
Stadtverwaltung beauftragt, zukilinftig mindestens einmal pro Monat im Gremium des
Gemeinderats /Fachausschusses liber den aktuellen Stand der Planungen zum Neubau des
Ankunftszentrums zu berichten.

Die Berichterstattung soll kiinftig im Arbeitsiiberblick des Stadtentwicklungs- und
Bauausschusses als miindlicher Bericht erfolgen und analog der DS 0048/2020/BV die dort
genannten Schwerpunkte enthalten. Diese sind insbesondere:

e Aktueller Stand der Planung, Verfahren

e ArtundUmfangder baulichen Anlagen, Funktionalitaten

e ErschlieBungundVerkehr

o Flachenausgleich in Bezug auf Eingriffsausgleich, Flachenversiegelung, Ersatz von
landwirtschaftlicher Nutzflache

e |Immissionsschutz, stadtebauliche Qualitat

Zu diesen Punkten kann ein erster miindlicher Bericht bereits in der anstehenden Sitzungsrunde
erfolgen.

2. Aktueller Sachstand

Derzeit werden die wichtigsten strukturellen Fragen geklart z.B. welches Planverfahren zur
Anwendung kommen sollund in welcher Zeit und in welchem Umfang das Land Gelder zur
Planung, ErschlieBung und zum Bau bereitstellen kann.

Bis Anfang 2021 will das Finanzministerium einen Zeitplan erstellen.

Grundsatzlich konkretisiert sich ein Projekt je weiter die Planung voranschreitet. Im Zuge der
Planung werden die einzelnen Themenfelder z.B. ErschlieBung und Verkehr oder
Flachenausgleich aufgegriffen und im Detail erarbeitet. Dabei werden selbstverstandlich auch die
vom Gemeinderatin Sitzung am18.06.2020 formulierten Bedingungen beriicksichtigt.
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Themen wie beispielsweise der Flachenausgleich werden genrell zu Beginn der Planung nicht
abschliefend behandelt, da die Ausgleichsflachen erst mit Beginn der Bauarbeiten zur Verfligung
gestellt werden miissen. Daher kann die Stadtverwaltung zum jetzigen Zeitpunkt z.B. noch keine
konkreten Flursticknummern benennen.

Fir die derzeitige landwirtschaftliche Nutzung des Areals konnen dem Pachter die fiir den
Fortbestand des Betriebes erforderlichen Ersatzflachen bereitgestellt werden. Entsprechende
Gesprache mit dem Pachter, dem Land Baden-Wirttemberg und der Stadtverwaltung haben
stattgefunden. Es kann dabei sichergestellt werden, dass die neuen Pachtverhaltnisse
ubergangslos eingegangen werden, sobald das bisher genutzte Areal nicht mehr zur Verfiigung
steht.

3. Vorschlag Einrichtung einer Arbeitsgruppe

Es soll eine Arbeitsgruppe bestehend aus Stadtspitze sowie Vertretern des Landes und des
Heidelberger Gemeinderates eingerichtet werden, um den Prozess zu begleiten und dabei zu
helfen eine gute Losung des Landes fiir das Ankunftszentrum zu erzielen.

4. Bitte des Landes nach Unterbringung von Risikogruppen in den Offiziersvillen

Das Land ist aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie mit der Bitte an die Stadt Heidelberg
herangetreten, negativ getestete Bewohner*innen des Ankunftszentrums aus den Risikogruppen
mit ihren unmittelbaren Angeharigen in den Offiziersvillen unterbringen zu diirfen, um diese
Menschen praventiv zu schiitzen und den Empfehlungen des RKI Rechnung tragen zu kénnen.
Bedarf entsteht aufgrund der aktuell ungiinstigen Raumstruktur am Standort PHV, die nicht auf
die getrennte Unterbringung vieler kleiner Kohorten ausgelegt ist, sodass unter
Pandemiebedingungen deutlich weniger Platze als sonst belegt werden konnen.

Die Stadtverwaltung steht der Nutzung der Offiziersvillen ablehnend gegenuber. Griinde sind
unter anderem ein drohender Sozialneid und dessen Folgen im Hinblick auf die bevorstehenden
Landtags- und Bundestagswahlen sowie die UnverhaltnismaBigkeit der Flachenausdehnung.

Das Land als auch die Stadtverwaltung haben ein gemeinsames Interesse dafiir Sorge zu tragen,
dass Risikogruppen geschiitzt separat untergebracht werden konnen und keinem erhohtem
Infektionsrisiko ausgesetzt sind. Daher hat die Stadtverwaltung im Gegenzug die Anmietung des
Hotels Heidelberg in Kirchheim oder die Nutzung von zwei Zeilengebauden im Stidwesten von
PHV vorgeschlagen. Aus Sicht des Landes eignet sich eine Unterbringung in einem Hotel jedoch
nicht, da die Personen je nach Verfahrensverlauf weder registriert bzw. gesundheitsuntersucht
sind noch einen Asylantrag beim Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge stellen konnten.
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Zwischenzeitlich ist die Entscheidung auf zwei Gebaude im westlichen Bereich gefallen die
innerhalb des Ankunftszentrums liegen und bis Weihnachten hergerichtet werden sollen. Ein
weiteres Gebaude soll als Puffer dienen.

Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen
Die Beteiligung erfolgtim Rahmen der DS 0048/2020/BV.

Priifung der Nachhaltigkeit der MaBnahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes /der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung)  beriihrt:

WO1 + Wohnraum fiir alle, 8-10.000 Wohnungen mehr
Preiswerten Wohnraum sichern und schaffen, Konzentration auf den

W02 * preisgiinstigen Mietwohnungsmarkt
Begriindung:
Das Patrick-Henry-Village ist eine Konversionsflache, die fiir die
Entwicklung des Heidelberger Slidwestens und der Gesamtstadt die
dringend bendtigten Wohn- und Entwicklungsflachen bietet. Das Areal soll
deshalbin seiner Gesamtheit moglichst schnell einer zukunftsweisenden
Nachnutzung zugefiihrt werden. Eine Verlagerung des Ankunftszentrums
des Landes ist deshalb erforderlich.

S0Z1 + Armut bekampfen, Ausgrenzung verhindern

AB3 + Standortvorteile als Wissenschaftsstadt ausbauen

AB7 + Innovative Unternehmen ansiedeln

2. Kritische Abwéagung /Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
Jirgen Odszuck
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Tischvorlage in der Sitzung des Stadtentwicklungs-
und Bauausschusses am 17.11.2020

02 Sachantrag der Fraktion B’90 - Die Griinen vom 17.11.2020
Tischvorlage in der Sitzung des Stadtentwicklungs-
und Bauausschusses am 17.11.2020

03 Aktueller Sachstand_15.12.2020
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Drucksache:

0232/2020/1V

00316632.doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Zusammenfassung der Information:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 17.11.2020
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschlussempfehlung

	Sitzung des Gemeinderates vom 17.12.2020
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Begründung:
	1. Regelmäßige Berichterstattung
	2. Aktueller Sachstand
	3. Vorschlag Einrichtung einer Arbeitsgruppe
	4. Bitte des Landes nach Unterbringung von Risikogruppen in den Offiziersvillen
	Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen
	Die Beteiligung erfolgt im Rahmen der DS 0048/2020/BV.
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

